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den konfligierenden Parteien) und die eigentliche Vermittlung
kantonaler Regierungen, und abschliessend wird hervorgeho
ben, dass der Staat den Arbeitsfrieden auch durch Förde
rung der Mitbestimmung und eine ausgebaute Sozialpolitik
(i. S. einer «Kausaltherapie») zu erhalten und zu festigen ver
möge. Die breit angelegte, überaus interessante und elegant
geschriebene Abhandlung, welche nebst der in diesem Bereich
eher spärlichen schweizerischen insbesondere auch die deut
sche Literatur und Judikatur sorgfältig verarbeitet und. in der
auch immer wieder auf die Rechtswidrigkeit Bezug genommen
wird, verdient Beachtung. Dr. Peter Kreis, St. Gallen

Müller, Klaus: Genossenschaftsgesetz. Kommentar zum
Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf
ten, Bd. I (§§ 1-42, 1143 S.), Bd. H (§§ 43-931, 942 S.), Bd. m
(§§ 93 m—161, Anhänge und Sachregister, 951 S.) (Bielefeld
1976/1980/1980. Ernst imd Werner Gieseking.) Bde. I-IH geb.
DM 490.-.

Nachdem Bandl dieser umfassendsten Kommentierung
des deutschen Genossenschaftsrechts bereits 1976 vorgelegen
hatte (vgl. dazu die Rezension in SJZ 74, 1978, 302), ist dieses
Werk nun durch zwei weitere je an die tausend Seiten starke
Bände abgeschlossen worden.
Im zweiten Band wird zunächst die Beschlussfassung in der

Generalversammlimg bzw. in der Vertreterversammlung (die
der Delegiertenversammlung des schweizerischen Genossen
schaftsrechts entspricht) behandelt. Für den Schweizer Juristen
dürften namentlich die Ausführungen zum durch die Novelle
von 1973 eingeführten beschränkten Mehrstimmrecht (§ 43
in GenG) von Interesse sein. (Vgl. hiezu aus schweizerischer
Sicht Christoph Pestalozzi: Mehrstimmrecht in Generalver
sammlung und Urabstimmung der Genossenschaft, Diss. Zü
rich 1977.) Grundlegend auch für schweizerische Verhältnisse
ist sodann die ausführliche Darstellimg der Anfechtung von
Generalversammlungsbeschlüssen und insbesondere der ein
zelnen Nichtigkeits- bzw. Anfechtungsgründe. Aufschluss
reich sind femer die Erörterungen über Erwerb und Verlust
der Mitgliedschaft und die Liquidation der Genossenschaft.
Band m kommentiert u. a. die Nachschusspflicht und die per
sönliche Haftung des Genossenschafters und das genossen
schaftliche Konkursverfahren, sodann die im deutschen Ge
nossenschaftsgesetz enthaltenen Strafbestimmungen. In An
hängen sind Materialien zur Genossenschaftsnovelle von 1973
aufgeführt, ferner gesetzliche Bestimmungen, die das Genos
senschaftsgesetz ergänzen, für die Genossenschaft relevante
Steuergesetze und Sonderbestimmungen für einzelne Genos
senschaftsarten wie Kreditgenossenschaften, Wohnbaugenos
senschaften imd landwirtschaftliche Genossenschaften.

Nach der Meinung von Müller hat das Genossenschafts
wesen in den letzten Jahren in Deutschland wieder einen

starken Auftrieb erfahren. Vehement tritt der Autor der in der

Wissenschaft bisweüen geäusserten Ansicht entgegen, die
genossenschaftliche Idee lasse sich zumindest teÜweise von
der Rechtsform der Genossenschaft lösen und auch bei Kapi
talgesellschaften verwirklichen. Nach seiner Auffassung geht
der Selbsthilfecharakter nach der Umwandlung in eine Kapi
talgesellschaft früher oder später verloren. Für solche Um
wandlungen besteht aber nach Ansicht des Autors auch keine
Notwendigkeit: Sein Anliegen ist es aufzuzeigen, dass die
genossenschaftliche Rechtsform den Bedürfnissen des moder
nen Wirtschaftslebens durchaus gerecht zu werden vermag.

Wegen der zahlreichen Übereinstimmungen des deutschen
und des schweizerischen Genossenschaftsrechts kann die aus-

serordentlich zuverlässige und reich dokumentierte Darstel
lung Müllers auch für die Rechtsanwendung in der Schweiz
von direktem Nutzen sein. Vom schweizerischen Standpunkt

aus bedauerlich, aber angesichts des Umfangs des Werks ver
ständlich ist es, dass die gerade im Genossenschaftsrecht
fmchtbare Rechtsvergleichung gänzlich ausser acht gelassen
worden ist. Prof. Peter Forstmoser/Dr. Susy Moser, Zürich

Wiget, Gregor: Die Durchsetzung von Ansprüchen aus
synallagmatischen Verträgen nach zürcherischer Zlvilprozess-
ordnung. XX, 144 S. (Zürich 1981. Selbstverlag.)

Diese Zürcher Dissertation wurde angeregt durch den
neuen § 304 Abs. 2 der zürcherischen Zivilprozessordnung.
Danach wird im Befehlsverfahren entschieden, ob die Vor
aussetzung für die Vollstreckung erfüllt ist, falls die Voll
streckung eines Entscheides von einer Bedingung oder einer
Gegenleistung abhängig ist. Der Verfasser untersucht, wie der
Nachweis der erbrachten Gegenleistung im Vollstreckungs
verfahren nach SchKG und im Befehlsverfahren im einzelnen

zu erbringen ist. Ausserdem befasst sich die Arbeit mit der
Frage, wie bei synallagmatischen Verträgen im ordentlichen
Verfahren das Rechtsbegehren und der Entscheid des Gerich
tes zu formulieren sind. Diese Fragen sind umstritten. Nach
der Ansicht des Verfassers genügt es, wenn das Rechtsbegeh
ren auf unbedingte Leistung lautet. Es ist Sache des Schuldners,
gegebenenfalls die Einrede des nichterfüUten Vertrages zu
erheben. Im Urteil ist jedoch ein entsprechender Vorbehalt
anzubringen. Wie das im einzelnen zu geschehen hat, wird
eingehend dargelegt. Dr. D. von Rechenberg, Zürich

Steinmüller, Wilhelm / Ermer, Leonhard / Schimmel,
Wolfgang: Datenschutz bei riskanten Systemen. 244 S. (Ber-
lin/Heidelberg/New York 1978. Springer.) DM 24.80.

In der Datenschutzdiskussion nehmen sogenannte riskante
Systeme - d. h. Informationssysteme mit besonders brisanten
Daten, etwa solchen der Polizei, des Militärs, der Sozialver
sicherung - eine gewichtige Stellung ein. Beispiele aus der
Schweiz sind etwa die öffentlichen Diskussionen um das Kri

minalpolizeiliche Informationssystem KIS und das Personal
informationssystem der Armee, PISA - wobei letztere freilich
mehr getragen ist von Unkenntnis über Inhalt und Zielsetzung
dieses militärischen Informationssystems als von dessen wirk
lichem Gehalt.

Die Autoren entwickeln mit der vorliegenden Publikation
anhand des Beispiels eines medizinischen Informationssystems
eine eigentliche Datenschutzkonzeption, die in generalisierter
Weise für sämtliche Informationssysteme mit gefährlichen
Daten gelten soll. Anlass hiezu bot ein 1972-1974 in der BRD
erstelltes Projekt für ein «Informationssystem für den nieder
gelassenen Arzt (INA)».

Von besonderem Interesse ist etwa die Auseinandersetzung
mit dem Spannungsfeld zwischen der ärztlichen Schweige
pflicht einerseits und den Umständen anderseits, die einen
Arzt zur Informationsweitergabe berechtigen oder gar ver
pflichten können. Verlangt wird hier n^entlich eine Ab
schottung, also eine Trennung des medizinischen Informa
tionssystems von der Umwelt. Die Informationsverarbeitung
im Inneren soll sodann um so freier sein, je hermetischer die
Grenzen abgeriegelt sind.

Die Autoren verkennen nicht, dass in einem medizinischen
Informationssystem auch Daten für übergeordnete gesund
heitspolitische und andere Planungszwecke sowie für die wis
senschaftliche Forschung bereit gestellt werden müssen. Diese
Anforderung läuft einer völligen Systemabschottung entgegen.
Diese Problematik wollen die Autoren lösen, indem sie für
personenbezogene Daten eine Teilanonymisierung vorschla
gen. Eine Zuordnung zum Merkmalsträger wäre zwar danach
noch möglich, jedoch nur unter erschwerten Bedingungen
auch eine Identifizierung dieses Merkmalträgers.


